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Pressemitteilung vom 15.09.2011
Gemeindetag Baden-Württemberg fordert 
Bund und Land zu einer frühzeitigen Bürgerbeteiligung auf
Staatsrätin Gisela Erler unterstützt im Namen der Landesregierung ausgewählte kommunale, innovative Projekte
Bonndorf   Der Gemeindetag empfiehlt seinen Mitgliedsstädten und -gemeinden, sich intensiv mit innovativen Beteiligungsmöglichkeiten für ihre Bürgerinnen und Bürger zu befassen und noch mehr Dialogbereitschaft zu wagen. Der kommunale Landesverband begrüßte die Entscheidung der Staatsrätin für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung Gisela Erler, die Kommunen bei der Durchführung von ausgewählten, innovativen kommunalen Projekten der Bürgerbeteiligung zu unterstützen.
Darüberhinaus setzte sich eine Arbeitsgruppe des Gemeindetags mit den Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung auseinander. Auf der Grundlage des erarbeiteten Positionspapiers fordert das Präsidium des Gemeindetags den Bund und das Land zu einer frühzeitigen Bürgerbeteiligung auf. Das Gremium sprach sich dafür aus, die Beteiligung der Öffentlichkeit für Planfeststellungsverfahren nach Fachgesetzen verpflichtend gesetzlich zu verankern. Als Beispiele nannte der kommunale Landesverband am Mittwoch in Bonndorf das Bundesfernstraßengesetz, das Straßengesetz und das Allgemeine Eisenbahngesetz. „Der Träger des Verfahrens hat als Verantwortlicher die Kosten zu tragen“, erklärte Präsident Roger Kehle. 
Bürgerbefragungen, Bürgerversammlungen, Zukunftswerkstätten und Workshops sind schon lange bekannte Verfahren im kommunalen Alltag. Die Entwicklungen im Rahmen von Stuttgart 21 oder bei der Planung des Pumpspeicherwerks in Atdorf haben aber gezeigt, dass neben dem Wunsch der Bürgerinnen und Bürger nach früheren und intensiveren Möglichkeiten der Bürgerbeteiligungen auch die Bürgerbeteiligung in staatlichen Planfeststellungsverfahren verbessert werden müssen. Unter dem Motto „Mitmachen statt passiv sein“ wirbt der Kommunale Landesverband dafür, den Bürgern eine geeignete Plattform zu bieten, sich einzumischen, ihre Meinung zu sagen und mitzugestalten. Schlichtungsverfahren wie beim Bahnprojekt Stuttgart 21 sieht Harry Brunnet, Vizepräsident des Gemeindetags und Leiter der Arbeitsgruppe im Gemeindetag, allerdings nicht als Vorbild für die Kommunen im Land. „Bürgerbeteiligung muss früh einsetzen“, betont der Hardthausener Bürgermeister. Es sei sinnvoll und wegweisend, den Sachverstand, der in der Bevölkerung in hohem Maße vorhanden sei, für die Kommune zu nutzen. 
Gemeindetag sieht Nachholbedarf bei Bund und Land

Im Hinblick auf die weitere Optimierung der Bürgerbeteiligung sei es notwendig,regelmäßig die demokratischen „Werkzeuge“ zu überprüfen und diese, wo immer es sinnvoll und möglich ist, weiter zu entwickeln. Nachholbedarf sieht der Präsident des baden-württembergischen Gemeindetages Roger Kehle vor allem bei Projekten und Maßnahmen des Bundes und des Landes. Die Kommunen seien beispielsweise bei Planfeststellungsverfahren keine aktiven Beteiligten, sondern sogenannte Träger öffentlicher Belange, die gehört werden und ihre Meinung sagen dürfen. „Damit sind den Rathäusern was die Bürgerbeteiligung anbelangt, die Hände gebunden.“ Der Bürger erwarte jedoch von der Kommune, offensiv eingebunden zu werden; zumal es sich dabei oftmals um konfliktträchtige Großprojekte handelt. Der Gemeindetag fordert deshalb den Bund und das Land auf, dem Träger der Maßnahme zu ermöglichen, die Öffentlichkeit früher zu beteiligen und ihn gleichermaßen auch dazu zu verpflichten. Die Kosten sollen vom Träger der Maßnahme übernommen werden.

Bürgerschaftliches Engagement erfordert auch Engagement der Bürger

Bürgerbeteiligung ist für die Städte und Gemeinden kein neues Thema. Bürgerschaftliche Beteiligung heißt Mitdenken, Mitreden, Mitmachen und Mitverantworten. 
Analyse und Erfahrungen aus der Praxis

Seit April dieses Jahres tagt unter der Leitung des Vizepräsidenten Harry Brunnet eine Arbeitsgruppe, die sich damit beschäftigt, Positionsbestimmungen und Gelingensfaktoren für die Bürgerbeteiligung herauszuarbeiten. Die Arbeitsgruppe aus Oberbürgermeistern, Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen, Kommunalpraktikern, Referentinnen und Referenten des Gemeindetages hat Experten zu aktuellen Erfahrungen in Sachen Bürgerbeteiligung befragt. Sie haben ein Arbeitspapier für die Mitgliedsstädte und -gemeinden des Gemeindetags zusammengestellt, das bekannte und neue Verfahren der Bürgerbeteiligung wie Social Networks Web 2.0 analysiert und Erfahrungen aus der kommunalen Praxis vorstellt.

Fazit der Gesprächsteilnehmer: Bürgerbeteiligung muss so früh wie möglich und so transparent wie möglich angegangen werden. Die gesetzlichen Grundlagen, die es heute bereits gibt, seien ausreichend, müssen jedoch immer wieder mit Leben erfüllt werden. Es wäre beispielsweise ein Erfolg, wenn Bürgerentscheide am Ende einer umfassenden Bürgerbeteiligung vermieden werden könnten. „Aber auch bei einem Bürgerentscheid darf es am Ende keine Sieger und Verlierer geben“, so der langjährige Verwaltungschef und Vizepräsident. Denn diese Verfahren müssen ebenfalls aktiv und konstruktiv begleitet und den Bürgern verständlich vorgestellt werden. „Bürgerbeteiligung“, betonte der Hardthausener Bürgermeister Harry Brunnet, „ist ein nachhaltiger Prozess, der sich über die gesamte Projektdauer bis hin zur Fertigstellung bewegt.“ Es sei deshalb notwendig, aktuelle Entwicklungen und Fragestellungen öffentlich und verständlich zu präsentieren. Denn nur wenn die Bürgerinnen und Bürger ausreichend informiert sind, könne ein Dialog auf Augenhöhe mit den verantwortlichen Gremien und Fachleuten entstehen.
Individuelle Lösungen statt Königsweg auf kommunaler Ebene
Dabei hat sich gezeigt, dass es den für alle empfehlenswerten Königsweg zu einer gelingenden Bürgerbeteiligung nicht gibt. Jede Stadt und jede Gemeinde muss ihren eigenen Weg finden, die Bürger bei Projekten mitzunehmen und den Mut haben, neue Pfade zu erproben, ohne bewährte Routen ganz aufzugeben. Wenn sich die Kommunen das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger erhalten wollen, müssen sie es sich jeden Tag neu verdienen. Wichtiger denn je ist dabei, die Bürger von Anfang an bei Planungen und Entscheidungen mitzunehmen, ihnen frühzeitig Gelegenheit zu geben, ihr Recht und ihre Pflicht zu „verantwortlicher Teilnahme“ tatsächlich wahrzunehmen.
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